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Patente auf medizinische Produkte sind eines der größten Hindernisse für Menschen 
in Entwicklungsländern, Zugang zu lebenswichtigen Medikamenten zu erhalten. Sie 
vervielfachen die Preise und verhindern eine günstige Produktion.

Die WTO-Regelungen zum Patentschutz für medizinische Produkte sind im TRIPS-
Abkommen festgelegt. Das TRIPS-Abkommen schützt in erster Linie die Interessen 
von Pharmaunternehmen, indem es diesen über Jahre hinweg hohe Verkaufspreise 
garantiert.

Gleichzeitig sieht TRIPS mehrere Möglichkeiten vor, den Zugang zu essentiellen 
Medikamenten zu gewährleisten und das Patentsystem zu umgehen. Statt TRIPS 
vollständig abzuschaffen, muss darauf gedrängt werden, diese Möglichkeiten kon-
sequent zu nutzen und auszubauen.

Gerechtigkeit in der Gesundheit?
TRIPS und Co: Aktuelle Regelungen für  

Verwertungsrechte medizinischer Patente 
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In der Marktwirtschaft nehmen Patente eine eigen-
tümliche Position ein: Während generell das Postulat  
der freien Konkurrenz gilt, dienen Patente genau 
dazu, diese Konkurrenzsituation vorübergehend zu 
verhindern. Denn Patente führen zu zeitgebundenen 
Monopolen; die Patent-InhaberInnen haben für eine 
bestimmte Zeitdauer das exklusive Recht, das pa-
tentierte Produkt zu produzieren und zu verkaufen. 
Patent-InhaberInnen können daher in einer Monopol-
situation den Preis fast beliebig bestimmen (Barton 
2005: 2 075ff).

In allen Bereichen der internationalen Wirtschaft hat 
dies beträchtliche Auswirkungen. Besonders augen-
fällig werden die Konsequenzen des Patentsystems  
jedoch in jenen Sektoren, die menschliche Grundbe-
dürfnisse unmittelbar betreffen, wie etwa im Bereich 
der Gesundheitsversorgung. Dort führen Monopole auf 
Medikamente dazu, dass der größte Teil des Verkaufs-
preises als »Patentmiete« betrachtet werden kann. Im 
Falle des Krebsmedikaments Sorafenib Tonsylat etwa 
verlangte der Patent-Inhaber Bayer 5 500 US-Dollar für 
120 Originaltabletten. Der Konkurrent Cipla bietet das 
wichtige Medikament seit 2010 in Indien für weniger als 
ein Zehntel dieses Preises an. Jetzt hat die indische Re-
gierung erstmals an die Firma Natco eine Zwangslizenz 
erteilt, wodurch ein Preisabfall auf 178 US-Dollar, also 
auf drei Prozent des Bayer-Preises, erwartet wird. Der 
Preis erklärt sich somit nur zu einem geringen Teil über 
die tatsächlichen Herstellungskosten. Der Großteil geht 
als Patentgewinn an die Patent-Inhaber. Durch Kon-
kurrenz zwischen Originalanbietern und Generikaher
stellern können enorme Preisersparnisse erzielt werden  
(IP-watch 2012).

Befürworter des bestehenden Patentsystems führen als 
Hauptargument an, dass der erhöhte Gewinn Firmen 
zur Forschung und Entwicklung neuer wichtiger Medi-
kamente anrege, was der Gesellschaft nütze (vfa 2009, 
vfa 2007). Diese positiven Auswirkungen auf innovative  
Aktivitäten der Firmen und somit auf die öffentliche 
Gesundheit lassen sich jedoch gerade für Entwicklungs-
länder nicht belegen. Patentschutz auf Medikamente  
kam erst seit Ende der 1960er Jahre in Europa auf, vor-
her wurden neue Medikamente ohne Patentschutz er-
forscht; viele der bis heute wichtigsten medizinischen 
Entdeckungen stammen aus der Zeit vor der Einführung 
des Patentschutzes.

Zwischen 1975 und 2004 wurden 1 556 neue chemische 
Stoffe als Medikamente entwickelt. Nur 20 dieser Stoffe  
(1,3 Prozent) waren für so genannte vernachlässigte 
Krankheiten einschließlich Tuberkulose geeignet, die 
zusammen zwölf Prozent der Weltkrankheitslast verur-
sachen (Reichmann 2009, 247ff.). Im gleichen Zeitraum 
ging die Anzahl echter Innovationen massiv auf nur zehn 
Prozent der entwickelten Stoffe zurück. Patente setzen 
hier offenkundig falsche Anreize, da sie die Forschungs-
aktivitäten in Richtung der vor allem in Industrieländern 
gut verkäuflichen Neuerungen lenken. Die medizini-
sche Notwendigkeit leidet (Barton 2005: 2  075ff). Im 
gleichen Zeitraum waren über tausend der erforschten 
Medikamente entweder Life-Style-Medikamente oder 
Scheininnovationen.

Das TRIPS-Abkommen

Das Abkommen zum Schutz des geistigen Eigentums 
(Agreement on Trade Related Issues of Intellectual Pro-
perty Rights, TRIPS) ist eines der bindenden Abkommen 
der 1994 gegründeten Welthandelsorganisation (WTO). 
TRIPS legt einen Mindeststandard zum Schutz geisti-
gen Eigentums fest, den alle WTO-Mitgliedsstaaten in 
nationale Gesetzgebung umwandeln müssen. Dieser 
Mindeststandard schließt einen mindestens 20-jährigen 
Patentschutz auf alle Produkte – einschließlich Pharmaka 
– ein, die industriell herstellbar, neu und innovativ sind 
(WTO 1994). Staaten dürfen einen strengeren Patent-
schutz als im TRIPS-Mindeststandard vorgeschrieben 
gewährleisten, aber keinen weniger strengen. Die Imple-
mentierung des Patentrechts ist Aufgabe der einzelnen 
Staaten.

Das TRIPS-Abkommen wurde von führenden Pharma
unternehmen entworfen, um den Schutz des geistigen 
Eigentums in das internationale Handelsrecht zu integ-
rieren. Diese Kopplung dient bis heute der Monetarisie-
rung und Monopolisierung innovativer Medikamente mit 
einer Verknappung des Angebots und einer Erhöhung  
der Preise.

Um die Rechte der Patent - InhaberInnen mit dem 
Menschenrecht auf Zugang zu unentbehrlichen Medi-
kamenten und Forschungsergebnissen in Einklang zu 
bringen, sieht TRIPS Schutzklauseln vor. Ob die einzel-
nen Mitgliedsländer diese Schutzklauseln in nationales 
Recht umsetzen oder ob sie zusätzliche Bestimmungen 
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(TRIPS plus) einführen, die TRIPS nicht verlangt (Daten
exklusivität, Patent Linkages1), bleibt ihnen allerdings 
selbst überlassen. Industrie und Industrieländer versuchen 
nicht selten, ärmere Länder zu solchen TRIPS-plus-
Klauseln zu nötigen und / oder auf die Schutzklauseln zu 
verzichten, wie die laufenden Verhandlungen zum indi-
schen Freihandelsabkommen mit der EU zeigen.

1. Zwangslizenzen 

Eine der wichtigsten dieser TRIPS-Schutzklauseln sind 
Zwangslizenzen. Wird eine Zwangslizenz erteilt, produ-
ziert eine Regierung ein patentiertes Produkt oder einen 
patentgeschützten Prozess ohne das Einverständnis des 
Patent-Inhabers in einer staatlichen Produktionsstätte 
selbst nach oder vergibt eine Lizenz für den öffentlichen 
Gebrauch (government use licenses) (WTO 1994, WTO 
2006). Hierdurch werden patentgeschützte Medika-
mente günstiger produziert und können auch anderen 
Ländern günstig zur Verfügung gestellt werden. Für 
viele Entwicklungsländer ist dies ein wichtiger Beitrag, 
um den Zugang zu unentbehrlichen Medikamenten zu 
erleichtern (t‘Hoen 2009).

In der Doha-Erklärung anlässlich der WTO-Konferenz 
2001 wurde nicht nur das Recht der Regierungen be-
stätigt, Zwangslizenzen zu erteilen. Es wurde auch be-
stimmt, dass Regierungen die Gründe für die Erteilung 
dieser Zwangslizenzen selbst festlegen könnten. Ein Ge-
sundheitsnotstand ist dabei nur ein Grund unter meh-
reren, eine Zwangslizenz zu vergeben.2 »We agree that 
the TRIPS Agreement does not and should not prevent 
Members from taking measures to protect public health 
... we affirm that the Agreement can and should be in-
terpreted and implemented in a manner supportive of 
WTO Members‘ right to protect public health and, in 
particular, to promote access to medicines for all« (WTO 
2001).

1.	Datenexklusivität: Klinische Daten werden unabhängig vom Patentsta-
tus einige Zeit geheim gehalten und stehen daher Generikaherstellern 
nicht zu Verfügung, um die für die Marktzulassung notwendige Bio-
äquivalenz zu prüfen. Dies kann zur Verlängerung der Monopolsituation 
führen. Patent Linkage: Die Marktzulassung ist an die Patentsituation 
geknüpft. 

2.	Vor der Vergabe einer Zwangslizenz sind die Länder angehalten, eine 
freiwillige Lizenz zu verhandeln. Ob sie dazu verpflichtet sind, ist eine 
offene Debatte. In jedem Fall müssen sie eine Abgabe (Royality) an den 
Patent-Inhaber zahlen. 

Entwicklungspolitische Konsequenzen 

Das Instrument der Zwangslizenzen ist für Entwicklungs-
länder von großer Bedeutung und trägt dazu bei, den 
Zugang zu patentgeschützten unentbehrlichen Medika-
menten zu verbessern. Die Wirksamkeit des Instruments 
hängt jedoch entscheidend davon ab, ob Länder zwangs-
lizenzierte, patentgeschützte unentbehrliche Arzneimittel  
im- und exportieren können. Gerade kleine Länder nehmen  
Zwangslizenzen bislang kaum in Anspruch und verzichten  
auf die Produktion unentbehrlicher Medikamente, da der 
Markt, den sie mit den zwangslizenzierten Produkten  
bedienen könnten, zu klein und somit nicht lohnend 
ist. Artikel 31f des TRIPS-Abkommens legt jedoch fest, 
dass Medikamente unter Zwangslizenzen vor allem für 
den heimischen Markt produziert werden müssen. Dies 
schafft für arme Länder mit ungenügenden Produktions-
kapazitäten Schwierigkeiten, Zwangslizenzen überhaupt 
zu nutzen. Artikel 6 der Doha-Erklärung erkennt dies an. 
Der WTO-Diskussionsprozess mündete am 30.8.2003 in 
einen Kompromiss, der es Ländern mit ungenügenden 
Produktionskapazitäten theoretisch erlaubt, zwangslizen-
zierte Produkte zu importieren (WTO 2003). Allerdings 
ist es seitdem nur einem Land, Ruanda, gelungen, diesen 
Kompromiss auch tatsächlich anzuwenden und zwangsli-
zenzierte Produkte einzuführen. Ärzte ohne Grenzen und 
andere zivilgesellschaftliche Akteure folgern daher, dass 
die bürokratischen Hürden zu hoch sind und der Kompro-
miss in der Praxis nicht funktioniert.

Welche Wirkung hatte die Doha-Erklärung insgesamt 
auf die Vergabe von Zwangslizenzen? Insgesamt wurden  
von größeren Entwicklungsländern 24 Zwangslizenzen  
erteilt, die meisten davon in Ländern mit mittlerem 
Einkommen. Mit 16 Zwangslizenzen stellen HIV-Medi-
kamente den mit Abstand größten Anteil dar. Andere 
Krankheiten wie Krebs, erektile Dysfunktion, Anthrax 
und Influenza spielen nur eine untergeordnete Rolle,  
vernachlässigte Krankheiten kommen gar nicht vor. 
Abgesehen von HIV scheint die Zwangslizenz also ins-
gesamt trotz der mit diesem Instrument verbundenen 
Möglichkeiten nicht das entscheidende Werkzeug für 
die Erzielung günstiger Preise zu sein (Beall 2012).

Hierfür gibt es zwei Gründe: 

	Auch Zwangslizenzen müssen sich an marktwirt-
schaftlichen Effektivitätskriterien messen lassen. Ohne 
entsprechend große Nachfrage lohnt die Produk-
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tion nicht, ohne Wettbewerb fallen die Preise nicht 
(O‘Dowd 2012).

	Für kleine, arme Länder schaffen Zwangslizenzen we-
gen mangelnder Produktionskapazität keine Alternativen. 

Handlungsempfehlungen

Die Beschränkung der Nutzung zwangslizenzierter Pro-
dukte auf den heimischen Markt muss bedingungslos 
aufgehoben werden. Artikel 27 des TRIPS-Abkommens 
könnte eine fehlende Inlandsproduktion als Grund für 
eine Zwangslizenz legitimieren. Allerdings ist diese Frage 
rechtlich bisher nicht geklärt (Slonina 2003: 29).

Gleichzeitig dürfen Entwicklungsländer nicht weiter 
unter Druck gesetzt werden, von ihren Rechten, d. h. 
von der Anwendung einer Zwangslizenz, keinen Ge-
brauch zu machen. Da nicht anzunehmen ist, dass die 
Pharma-Hersteller und die Industrienationen auf diesen 
Druck verzichten werden, bedarf es hierzu eines star-
ken zivilgesellschaftlichen Engagements, um Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit sowie gezielte Advocacy-Arbeit bei 
politischen EntscheidungsträgerInnen zu gewährleisten.
 

2. Parallelimporte

Das TRIPS-Abkommen sieht noch eine zweite Möglichkeit 
für Entwicklungsländer vor, die Kosten für unentbehrliche 
Medikamente zu senken. Pharmafirmen verkaufen iden-
tische Arzneimittel in verschiedenen Ländern zu unter-
schiedlichen Preisen. Durch diese differenzierte Preispolitik  
maximieren sie ihren Gewinn. Wenn Regierungen Me-
dikamente statt direkt vom Hersteller in einem anderen 
Land, in dem das Medikament günstiger ist, einkaufen, 
heißt das Parallelimport. Hat der Hersteller in jenem 
Land seine Patentrechte beim Verkauf bereits geltend 
gemacht, darf er den Weiterverkauf des Medikaments 
an eine andere Regierung nicht behindern. Denn laut Ar-
tikel 8 des TRIPS-Abkommens sind die geistigen Eigen-
tumsrechte mit dem Verkauf in einem Land erschöpft 
(WTO 1994). Parallelimporte sind laut TRIPS-Abkommen 
also legal – Reimporte hingegen nicht. TRIPS verbietet 
es explizit, in anderen Ländern patentfrei produzierte 
Medikamente zu importieren, wenn im importierenden 
Land dieses Medikament noch Patentschutz genießt.

 Entwicklungspolitische Konsequenzen

Parallelimporte sind also ein Instrument, um einen 
Preiswettbewerb zwischen dem Original-Hersteller 
und dem Weiterverkäufer auszulösen. Hierdurch kann 
sich der Zugang zu patentgeschützten Medikamenten 
für die Armen verbessern (HAI 2009). Es ist den WTO-
Mitgliedsstaaten überlassen, Parallelimporte in natio-
nales Recht umzusetzen und festzulegen, in welchem 
geografischen Raum diese erlaubt sind (WTO 2006). In 
Kenia wurden Parallelimporte erfolgreich von Médecins 
Sans Frontières und später auch vom öffentlichen Sektor  
genutzt (Lewis-Lettington 2004). Allerdings ist eine Preis-
senkung durch Parallelimporte, von diesen Einzelfällen  
abgesehen, weitgehend Theorie geblieben. Befürchtet 
der Originalanbieter Profiteinbußen, hat er die Möglich-
keit, den Medikamentenpreis im weiterverkaufenden 
Land anzuheben oder, sofern es sich um ein wirtschaft-
lich weniger bedeutendes Land handelt, dieses Land 
gar nicht mehr zu beliefern. Auch aus diesen Gründen 
werden Parallelimporte in Entwicklungsländern wie den 
Subsahara-Staaten kaum genutzt und haben daher nur 
eine geringe Bedeutung, um den Zugang zu unentbehr-
lichen patentgeschützten Medikamenten zu verbessern 
(Sibanda 2009: 183f).

Warum stellen Parallelimporte keine echte Alternative 
dar, um Preissenkungen zu erreichen? Das Instrument 
der Parallelimporte scheitert an einem internen, syste-
mischen Widerspruch. Aus Unternehmenssicht ist es 
grundsätzlich durchaus sinnvoll, in ärmeren Ländern 
Medikamente günstiger anzubieten, um sich damit neue 
Märkte zu erschließen. Gleichzeitig haben alle armen 
Länder das Bedürfnis, Medikamente so günstig wie 
möglich zu erwerben. Parallelimporte gemäß TRIPS set-
zen so eine Abwärtsspirale in Gang, der sich Unterneh-
men entziehen, indem sie Medikamente gar nicht erst 
günstig anbieten. Das WTO-Prinzip der verbundenen 
Märkte und der Parallelimporte gemäß TRIPS schließen 
sich in diesem Falle gegenseitig aus (Reichmann 2009).

Handlungsempfehlungen

Zusätzlich zu diesen systemischen Hindernissen schaffen 
Pharmafirmen gerne begriffliche Verwirrungen. Sehr 
häufig ist von Arzneimittelfälschung die Rede, obgleich 
es sich um legalen Generikahandel oder um legalen und 
legitimen Parallelimport handelt. Auch wenn hiermit kei-
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ne rechtliche Handhabe gegeben ist, erzeugen die An-
schuldigungen einen immensen Druck auf arme Länder, 
die auf die Lieferungen der Pharmafirmen angewiesen 
sind. Tatsächlich wurden hierdurch in der Vergangenheit 
Entwicklungsländer davon abgehalten, Parallelimporte 
in ihr Patentrecht aufzunehmen. Zudem führte die Be-
griffsverwirrung zu der fatalen Situation, dass es in den 
letzten Jahren wiederholt zu Beschlagnahmungen von 
Medikamenten an europäischen Flughäfen kam, die sich 
lediglich im Transit befanden – zum Beispiel auf dem 
Weg von Indien nach Brasilien, wo sie jeweils patentfrei 
waren (Pharma-Brief 2009: 1f).

Das muss sich ändern: Auch wenn Parallelimporte kein 
Allheilmittel sind, müssen die Vorteile dieses Instruments 
erhalten bleiben. Die Ausdrücke »gefälschte Medika-
mente« und Generika müssen klar getrennt werden, 
um nicht durch eine Vermischung die Beschlagnahmung 
von Medikamenten zu legitimieren und Parallelimporte 
zu behindern.

3. Einschränkung der Patentierbarkeit

Ein entscheidendes Problem für die Patentregelungen 
für Medikamente ist die enorme Anzahl der jedes Jahr 
neu vergebenen Patente. Jedes Land muss ein Patent 
auf ein Produkt (oder einen Prozess) vergeben, das »neu 
ist, industriell herstellbar und einen innovativen Schritt« 
enthält (WTO 1994). Jedoch definiert TRIPS nicht, was 
unter einem innovativen Schritt zu verstehen ist. Dies 
ermöglicht es Ländern, Patente auf Produkte zu vermei-
den, die nicht als innovativ genug angesehen werden 
(Amin 2011). Da Patente auf unentbehrliche Arzneimittel 
die Verfügbarkeit einschränken, indem sie die produzier-
te Menge reduzieren und den Preis anheben, ist diese 
TRIPS-Flexibilität für den Zugang zu neuen, verbesserten 
unentbehrlichen Medikamenten sehr wichtig. 

Das indische Patentrecht macht sich dies zunutze. In 
Sektion 3 (d) werden »Entdeckungen einer neuen Form 
einer bekannten Substanz« von der Patentierbarkeit 
ausgeschlossen, wenn kein therapeutischer Fortschritt 
(»enhancement of the known efficacy«) nachgewie-
sen werden kann (Ministry of Law and Justice 2005).  
Diese relative Ausnahme der Patentierbarkeit reduziert 
die Anzahl der erteilten Patente und schützt die öf-
fentliche Gesundheit, indem neue, für die PatientInnen 
vorteilhafte, aber nur marginal innovative Medikamente 

keinen Patentschutz bekommen und somit generisch 
und günstig nachproduziert werden können (Khader 
2008: 424f). Entsprechend wurden in Indien Patente 
auf das nur marginal innovative Tenofovir Disoproxil 
Fumerate (TDF) oder auf die hitzestabile Form von 
Lopinavir / Ritonavir (LPV / r) als nicht innovativ genug 
abgelehnt. In der Folge sanken die Preise durch ver-
mehrten generischen Wettbewerb.

In die gleiche Richtung stößt auch das Recht zur Pre- and 
Post Grant Opposition. Diese sehen vor, dass die Gültig-
keit eines Patents vor und auch nach der Erteilung von 
Personen und / oder Gruppen in Frage gestellt werden 
kann. ExpertInnen haben so die Möglichkeit, die Patent-
behörden mit wichtigen Informationen zu versorgen, an 
die diese ansonsten nur schwer kommen (Amin 2011). 
Somit ergänzen Pre and Post Grant Opposition die Mög-
lichkeiten für Regierungen, die Patentierbarkeit von 
Produkten marginaler Innovationen einzuschränken. 

Entwicklungspolitische Konsequenzen

Die Einschränkung der Patentierbarkeit wird als die 
wichtigste TRIPS-Flexibilität zum Schutz der öffentlichen 
Gesundheit angesehen: Nicht genügend innovative Pro-
dukte von der Patentierbarkeit auszuschließen, wirkt 
sich positiv auf den Zugang zu unentbehrlichen Medika-
menten aus, wie das indische Beispiel zeigt: 

	Durch Preissenkungen und vermehrte Generikaproduk-
tion wird der Zugang zu bezahlbaren, unentbehrlichen 
neuen Medikamenten gefördert.

	Schädlichen Patenten wird vorgebeugt, indem hohe 
Standards für einen therapeutischen Fortschritt gesetzt 
werden.

Handlungsempfehlungen

Pharmaunternehmen greifen Schutzklauseln nach dem 
indischen Vorbild immer wieder politisch und gerichtlich 
an. Novartis argumentierte wiederholt – und wider bes-
seres Wissen –, dass Section 3 (d) nicht mit TRIPS und der 
indischen Verfassung vereinbar sei. Die Strategie, das in-
dische Patentrecht als illegal zu diskreditieren, ging bisher  
nicht auf. Die Gerichte wiesen die Klage ab, eine erneute  
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Entscheidung steht jedoch an (Mudur 2007: 273). Ein 
Erfolg einer solchen Klage hätte verheerende Konse-
quenzen. Es wird entscheidend sein, politische Rücken-
deckung für die indische Position zu demonstrieren und 
vergleichbare Klagen nicht zum Erfolg kommen zu lassen.

Während das indische Patentrecht für den Export gene-
rischer unentbehrlicher Arzneimittel zentral ist, hängt 
der Zugang zu diesen Medikamenten auch von den Pa-
tentgesetzen der importierenden Entwicklungsländer  
ab. Derzeit haben wir die paradoxe Situation, dass in 
Indien patentfreie Produkte zwar produziert und ex-
portiert werden, diese aber nicht von anderen Entwick-
lungsländern importiert werden dürfen. Es ist deswegen 
wichtig, Entwicklungsländer bei der Formulierung und 
Implementierung von TRIPS-kompatiblen Patentrech-
ten zu unterstützen, die die gegebenen Möglichkeiten 
ausschöpfen. Marginale Innovationen müssen von der 
Patentierbarkeit ausgeschlossen werden, oder besser 
noch: Nur, wenn es einen eindeutig nachgewiesenen, 
erheblichen therapeutischen Nutzen gibt, darf ein Me-
dikament patentiert werden.

TRIPS beibehalten oder abschaffen?

Jeder Mensch hat das Recht auf den Zugang zu unent-
behrlichen Medikamenten und Forschungsergebnissen.  
Dies legen §§12 und 15 des UN-Sozialpakts fest (UN 
1966). Den Menschen in Entwicklungsländern die über-
lebensnotwendigen Medikamente vorzuenthalten, ist 
also nicht nur unethisch, sondern ein Verstoß gegen 
die Menschenrechte. Es ist damit die Pflicht der Regie-
rungen, den Zugang zu innovativen Medikamenten zu 
einem angemessenen Preis zu gewähren (Grover 2009). 
Wenn dies in Konflikt mit den Profitinteressen der 
Pharmaunternehmen tritt, müssen Regierungen im Inte-
resse der Menschen handeln. Das TRIPS-Abkommen hat 
diese Notwendigkeit grundsätzlich eingesehen und eine 
Reihe von Ausweichmöglichkeiten eingebaut, sollten 
Patentrechte den Zugang zu wichtigen Medikamenten 
behindern. 

Ist das TRIPS-Abkommen deswegen geeignet oder 
ungeeignet, den Zugang zu gewährleisten? Die Frage 
ist nicht eindeutig zu beantworten: Durch das TRIPS- 
Abkommen werden alle WTO-Mitgliedsstaaten gezwun-
gen, ein TRIPS-kompatibles Patentrecht zu implementie-
ren und Patente auf neue Medikamente zu gewähren. 

Durch die hiermit verbundenen Profitmöglichkeiten für 
die Pharmaunternehmen wird die an westlichen Ab-
satzmärkten orientierte Medikamentenforschung und 
-produktion gefördert. Für die Erforschung innovativer 
Medikamente gerade zu vernachlässigten Krankheiten 
wäre eine Abkehr vom Prinzip der universellen Patentier-
barkeit vorteilhaft.
 
Die Frage ist jedoch, welche Alternative zu den TRIPS-
Regelungen besteht. Da bei einer Aufkündigung des 
Abkommens vermutlich jeder Staat, der über eine starke 
Pharmaindustrie verfügt, eigene Patentschutzabkom-
men erlassen würde, wäre das Resultat eine Vielzahl 
bilateraler und regionaler Handelsverträge. Ob die Ent-
wicklungsländer hiervon profitieren würden, ist mehr als 
zweifelhaft.

Sinnvoller erscheint es, die bestehenden Schutzklauseln 
des TRIPS-Abkommens auszubauen. Zwangslizenzen 
müssen konsequenter vergeben werden. Parallelim-
porte sollten im Rahmen der Möglichkeiten optimiert 
werden. Vor allem aber sollte weltweit dafür gewor-
ben werden, die Regelungen für Patentierbarkeit zu 
verschärfen. Wenn nur noch Medikamente patentiert 
werden könnten, bei denen ein echter therapeutischer 
Fortschritt nachgewiesen ist, fiele ein Großteil der Pa-
tentgebühren weg. Hiervon würden die Menschen in 
Entwicklungsländern direkt profitieren. Mit dieser en-
gen Definition einer Innovation wäre es nicht nötig, 
TRIPS abzuschaffen und Gefahr zu laufen, dass das 
TRIPS-Abkommen durch (noch) schlechtere TRIPS-plus-
Abkommen ersetzt wird. 

Ein zusätzlicher Ansatzpunkt wäre, das TRIPS-Abkom-
men durch sozial gerechte, nicht exklusive Lizenzen zu 
ergänzen. Bisher führen Patente fast immer zu exklu-
siven Rechten an Produktion und Verkauf. Diese Mo-
nopolisierung könnte durch nicht exklusive Lizenzen 
aufgebrochen werden, die in der Forschungslandschaft 
bisher aber kaum eine Rolle spielen. Das Projekt Med 
for all fördert diese Ideen (med4all 2012); dieser Ansatz 
sollte weiter verfolgt werden.

Soll TRIPS also beibehalten werden? Ja, aber …
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